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für seine. Bar engagieren werde; sofern ihm dessen mu
sikalische Darbietung, die er bei einem Vorspielen prü
fen wollte, Zusage. Daraufhin wurde am 18. Juli 1967 

, zwischen dem Kläger zu 1) und dem Verklagten schrift
lich eine als „Vorvertrag“ bezeichnete Übereinkunft ab
geschlossen.
Am 26. September erbat der Kläger zu 1) vom Verklag
ten einen Termin für das Vorspielen und Schlug dafür 
den 29. September vor. Der Verklagte bestand trotz der 
Hinweise des Klägers zu 1) auf .objektive Schwierigkei
ten darauf, daß das Vorspielen bis spätestens 28. Sep
tember erfolge, und kündigte an, er werde andernfalls 
mit einer anderen Kapelle, deren Darbietungen er sich 
bereits angehört habe, einen Vertrag abschließen. Die 
Kläger sahen sich außerstande, früher als am 29. Sep
tember vorzuspielen, und sprachen deshalb beim Ver
klagten nicht mehr vor. Dieser schloß in den Abendstun
den des 29. September einen Vertrag mit einer anderen 
Kapelle ab.
Mit der Begründung, durch den Vorvertrag seien zwi
schen den Klägern und dem Verklagten Arbeitsrechts
verhältnisse zustande gekommen und deshalb stehe 
ihnen Schadenersatz wegen des ihnen entgangenen Loh
nes zu, erhoben die Kläger Klage beim Kreisgericht.
Das Kreisgericht hat festgestellt, daß zwischen dem Ver
klagten und den Klägern Arbeitsrechtsverhältnisse be
stehen, und den Verklagten verurteilt, Schadenersatz für 
den Lohnausfall zu zahlen.
Den gegen dieses Urteil eingelegten Einspruch (Beru
fung) des Verklagten hat das Bezirksgericht als unbe
gründet zurückgewiesen.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts. Der Antrag hatte 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger zu 1) und auch der Verklagte waren sich 
nach dem Wortlaut der Übereinkunft darüber einig, daß 
ein Arbeitsvertrag mit dem Kläger zu 1) allein nicht 
abgeschlossen werden könne; Voraussetzung für den 
Abschluß von Arbeitsverträgen waren das Bestehen 
eines Bartrios und dessen Abnahme durch den Verklag
ten. Dabei war unstreitig mit der „Abnahme“ ein Vor
spielen des Trios und eine damit verbundene Einschät
zung seiner musikalischen Eignung gemeint. Der Ver
klagte sicherte mit der Übereinkunft bis zu der Ab
nahme dem Kläger zu 1) und zugleich den beiden noch 
zu gewinnenden Musikern die Möglichkeit der Einstel
lung zu, und der Kläger zu 1) übernahm hiermit für 
sich und die beiden anderen Musiker die Verpflichtung, 
bis zur Abnahme durch den Verklagten kein anderweiti
ges Engagement einzugehen. Hiernach befanden sich die 
Parteien auf Grund der Übereinkunft und ihres hierauf 
beruhenden weiteren Verhaltens noch im Stadium der 
Vertragsverhandlungen, das bei einem für die Kläger 
günstigen Ergebnis der Abnahme mit dem Abschluß 
von Arbeitsvermögen beendet werden sollte. Hierzu ist 
es jedoch nicht gekommen. Die Ansprüche der Kläger 
aüf Schadenersatz können demzufolge auch nicht aus 
einer Verletzung der gemäß § 20 Abs. 2 GBA durch den 
Abschluß von Arbeitsverträgen übernommenen Ver
pflichtung des Verklagten hergeleitet werden, den Klä
gern Arbeit zü übertragen.
Dennoch können Schadenersatzansprüche der Kläger 
entsprechend § 116 GBA bereits auf der Grundlage der 
durch die Vertragsverhandlungen zu dem Verklagten 
entstandenen Beziehungen gegeben sein. Diese Bezie
hungen sind nicht lediglich tatsächlicher, sondern auch 
rechtlicher Art. Wie aus den Bestimmungen in § 20 
Abs. 1 und 2, § 23 Abs. 2 GBA zu entnehmen ist, sind 
beide Seiten bei den Vertragsverhandlungen insbeson
dere verpflichtet, einander über alle das künftige Ar
beitsrechtsverhältnis betreffenden persönlichen und 
sachlichen Umstände wahrheitsgemäß zu unterrichten 
(vgl. ; OG, Urteil vom 24. November 1966 — Za 9/66 —

OGA Bd. 5 S. 204; NJ 1967 S. 93; Arbeit und Arbeitsrecht 
1967, Heft 12, S. 284), die sich aus rechtlichen Bestim
mungen oder einer Übereinkunft der künftigen Ver
tragspartner ergebenden Voraussetzungen für den Ab
schluß eines Arbeitsvertrages zu erfüllen (z. B. ärztliche 
Untersuchung oder Eignungsprüfung) sowie das Des
interesse an einer Fortsetzung der Vertragsverhandlun
gen, deren Abbruch oder die Unmöglichkeit des Ver
tragsabschlusses so rechtzeitig mitzuteilen, daß die 
andere Seite infolge der nunmehr für sie auftretenden 
Notwendigkeit, anderweitig über den Abschluß eines 
Arbeitsvertrages zu verhandeln, keine sachlich nicht ge
rechtfertigten Nachteile erleidet. Verletzt der Betrieb 
schuldhaft solche ihm bei Vertragsverhandlungen oblie
genden Pflichten und entsteht dem Werktätigen dadurch 
ein Schaden, so hat er diesen wie einen Schaden durch 
schuldhafte Nichterfüllung von Pflichten aus dem Ar
beitsrechtsverhältnis zu ersetzen (§ 116 GBA). Der Werk
tätige hat Nachteile, die ihm durch sein eigenes pflicht
verletzendes oder sachlich nicht angemessenes Verhalten 
bei Vertragsverhandlungen entstehen, selbst zu tragen. 
Im Hinblick auf eine Schadenersatzforderung wegen 
Verschuldens bei Vertragsverhandlungen ist daher ggf. 
auch abzuwägen, inwieweit die Nachteile, deren Ersatz 
gefordert wird, von der einen und von der anderen Seite 
zu vertreten sind.
Bei der Bemessesung des Schadenersatzes wegen eines 
Verschuldens bei Vertragsverhandlungen, das zu deren 
Scheitern und dadurch zu sachlich nicht gerechtfertigten 
Nachteilen für den Werktätigen geführt hat, ist davon 
auszugehen, daß diese Situation weitgehende Ähnlich
keit mit der Sachlage aufweist, die bei der Auflösung 
des Arbeitsvertrages durch eine Kündigung von seiten 
des Betriebes entsteht. Deshalb wird in der Hegel ein 
Schadenersatz für entgangenen Arbeitsverdienst bis zur 
Dauer der allgemeinen gesetzlichen Kündigungsfrist von 
14 Tagen gerechtfertigt sein. Jedoch werden auch die sich 
bei der Suche nach einem anderen Arbeitsplatz aus ört
lichen Bedingungen und aus spezifischen Eigenarten 
einzelner Berufe ergebenden Besonderheiten zu berück
sichtigen sein, so daß bei der Bemessung des Schaden
ersatzes ggf. entsprechend den objektiven Gegebenhei
ten bei der Arbeitssuche ein die Dauer von 14 Tagen 
überschreitender Zeitraum zugrunde gelegt werden 
kann. Dieser Zeitraum ist in jedem Fall sorgfältig zu 
ermitteln, und die für seine Feststellung maßgebenden 
tatsächlichen Umstände sind in der Entscheidung dar
zulegen.

§§ 116, 119 Abs. 2 Buchst, d GBA.

Zur Pflicht des Betriebes, für die von den Werktätigen 
im Zusammenhang mit der Arbeit in den Betrieb mit
gebrachten Gegenstände (hier: ein Fahrrad) ordentliche 
und sichere Aufbewahrungsmöglichkeiten zu schaffen, 
und zur materiellen Verantwortlichkeit des Betriebes im 
Falle der Verletzung dieser Pflicht.

Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 16. Januar 1969 
- 1 StAG 85 68.

Der Verklagte ist bei der Klägerin (Universität) tätig. 
Für den Weg von der Wohnung zur Arbeitsstelle und 
zurück benutzte er sein Fahrrad. Zur Aufbewahrung 
der Fahrräder ihrer Mitarbeiter hat die Klägerin auf 
dem Gelände der Universität einen überdachten Fahr
radständer aufgestellt, an dem die Räder mit einer Kette 
angeschlossen werden können. Diesen Fahrradständer 
hat der Verklagte auch stets benutzt. Am 4. Juni 1968 
lehnte er sein Fahrrad jedoch — ohne die Klägerin hier
über zu verständigen — in der Nähe eines Kraftfahr
zeughaltepunktes im Universitätsgelände an eine Wand 
und umschloß Fahrradrahmen und Hinterrad mit einer
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